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Im Sachsen hat sich in den letzten Jahren an dem eklatanten Ungleichgewicht der integrativen Förderung zwischen dem vorschulischen Bereich und der integrativen schulischen Förderung nichts geändert. 
Werden im vorschulischen Bereich nahezu 80 % aller Kinder mit besonderem Förderbedarf integrativ gefördert, so stagniert die Integration in der Schule auf niedrigem Niveau. Ein entscheidender Grund dafür ist auf bildungspolitischer Ebene zu finden. So wird die integrative Förderung in Kindertagesstätten durch das zuständige Sozialministerium – wohl vor allem aus Kostengründen – aktiv gefördert. Sondertagesstätten werden (mangels Kinder) geschlossen und es wird seit Jahren eine flächendeckende heilpädagogische Zusatzausbildung für Erzieherinnen angeboten, die in integrativen Einrichtungen eingesetzt werden. Im Kindertagesstättengesetz ist die Integration als Vorrang verankert. Die neue Integrationsverordnung sieht zwar eine geringfügige Verschlechterung der Rahmenbedingungen vor, doch die gemeinsame Förderung wird nicht in Frage gestellt. 

Gänzlich anders stellt sich die Situation im Schulbereich dar. Aus dem zuständigen Kultusministerium sind seit Jahren keinerlei ernsthafte Anzeichen nach einem Ausbau der flächendeckenden Integration zu erkennen. Das zeigt sich an der Schulgesetzgebung, an der quantitativen Verbreitung sowie an aktuellen Entwicklungen in Bezug auf die zieldifferente Integration. 
Neues Schulgesetz: Chancen vertan
Im Zuge der Einführung einer veränderten Schuleingangsphase wurde 2004 ein neues Schulgesetz in Kraft gesetzt, von dem angesichts einer breiten Diskussion im Vorfeld und einer längeren Modellversuchsphase zur Schuleingangsphase einige Erwartungen im Hinblick auf eine größere Akzeptanz der Heterogenität zumindest in der Grundschule ausgingen. Geblieben ist davon lediglich der Grundsatz (§ 1): „Die unterschiedliche Lern- und Leistungsfähigkeit der Schüle soll inhaltlich und didaktisch-methodisch berücksichtigt werden.“ 

Die Neuordnung der Schuleingangsphase sollte die Chance bieten, nun für ALLE Kinder (ohne kognitive oder sonstige Einschränkungen) einen gemeinsamen Schulanfang zu ermöglichen. Stattdessen macht die Schulordnung Grundschulen (SOGS) von 2004 darüber keinerlei Angaben. In § 5 Abs. 1 heißt es lediglich lapidar: „Kinder sind in die 1. Klassenstufe aufzunehmen.“ Das Konstrukt der Schulreife bleibt über den Umweg der Ermittlung der „jeweiligen Ausgangslage“ (§ 4 Abs. 1) erhalten. Eine Abgrenzung zum „sonderpädagogischen Förderbedarf“ erfolgt mittelbar in den Aussagen über Zurückstellung (§ 4 Abs. 3) und zum Schulwechsel (§ 6). Die ursprüngliche Absicht, zunächst alle Kinder in die Schuleingangsphase aufzunehmen, wurde durch die knappe Personal-Ausstattung der Anfangsklassen faktisch verhindert. 

Die seit 2004 geltende Regelung zur Zurückstellung erschwert in der Praxis den integrativen Übergang von der Kita in die Schule. Nach § 4 Abs. 3 (SOGS) darf eine Zurückstellung nur dann erfolgen, „wenn sich keine Anhaltspunkte für sonderpädagogische Förderung ergeben.“ Damit wird Eltern, die ihr behindertes Kind noch ein Jahr länger im (integrativen) Kindergarten belassen wollen oder noch ein Jahr länger nach einer passenden Schule suchen wollen, die Möglichkeit der Zurückstellung genommen. 

Neben der Schuleingangsphase ist 2004 auch das sonderpädagogische Überprüfungsverfahren an einigen Stellen geändert worden. Nach wie vor darf die „probeweise Unterrichtung an Förderschulen“ (SOFS § 13 Abs. 4) nur mit Zustimmung der Eltern erfolgen. Neu eingeführt wird ein Förderausschuss (§ 13, Abs. 5), der die Position von Eltern stärkt. Mussten Eltern bei einem Integrationswunsch vorher vom Schulamt lediglich angehört werden, können sie nun als „Muss“-Mitglieder des Förderausschusses eine Vertrauensperson mitbringen und ihr Anliegen hat einen größeren Stellenwert. 
Die für die schulische Integration maßgebliche Schulintegrationsverordnung 
(SchIVO) ist nur geringfügig geändert worden. So bleibt in Sachsen die Integration nach wie vor eine KANN-Regelung mit Haushaltsvorbehalt und unter Integration wird u.a. auch die Kooperation einer allgemeinen Schule und einer Förderschule verstanden. Die Einschränkung von zieldifferenter Integration auf die Grundschule ist weiterhin gültig. 
Die Schulgesetzänderung von 2004 hat damit für die Integration keinerlei Verbesserung gebracht.

Quantitative Entwicklung: Stagnation auf niedrigem Niveau

Im Schuljahr 2004/05 gab es in Sachsen 1.951 Integrationsschüler
 – das entspricht zwar einer Verdoppelung in den letzten vier Jahren, die Quote von 8 % in Bezug auf alle Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf bleibt aber weit hinter den Quoten anderer Bundesländer zurück. 

Die Verteilung auf die Schulformen ist seit Jahren gleich bleibend: 60 % entfallen auf die Grundschule, 30 % auf die Mittelschule
 und etwa 10 % auf das Gymnasium. Auch die sozialräumliche Verteilung ist unverändert: Die Zahlen in den Ballungsräumen Leipzig und Dresden sind etwa doppelt so hoch wie in den anderen Gebieten. Das gilt auch für die Quoten. 

Die Verteilung auf die Behinderungsarten weist seit Jahren ein krasses Ungleichgewicht auf. Die Integrationsquoten für Schüler mit Sinnes- und Körperbehinderungen liegen zwischen 25 und 36%, auch Schüler mit sozial-emotionalen Problemen werden zu mehr als einem Viertel integrativ beschult. Die Integrationsquote bei Schülern mit kognitiven Einschränkungen liegt hingegen bei 1 %.  
Schulische Integration findet in Sachsen weiterhin nur für Schüler mit Körper- und Sinnesbehinderungen und für Erziehungshilfe-Schüler statt. Selbst die (zumindest formal zulässige) Möglichkeit zieldifferenter Integration in der Grundschule wird kaum umgesetzt. 

Zieldifferente Integration vor dem Aus

Für die zieldifferente Integration galten bisher Schulen in Freier Trägerschaft als „Ausweichschulen“, wenn sich im Umfeld keine staatliche Grundschule bereit fand, Kinder mit Lernbehinderungen oder mit geistiger Behinderung aufzunehmen oder es um die zieldifferente Integration in die Mittelschule ging. In vielen Fällen gelang eine Aufnahme in eine Privatschule nur mit Unterstützung eines Integrationshelfers. Diese Ausweichmöglichkeit gilt allerdings nur für die Eltern, die das Schulgeld aufbringen können, in räumlicher Nähe zu einer (integrativen) Privatschule wohnen und sich in der Lage sehen, den vielfältigen Widerständen der Schulbehörden zu „trotzen“. 
Diese Ausweichbewegung hatte nicht nur die Funktion, integrationswillige Eltern zu „befrieden“, sondern es war vor allem ein bildungspolitisches „Signal von unten“ nach Veränderung der strikten Praxis bzw. der formalen Einschränkungen (s.o.).
Seit kurzem ist diese auch diese Möglichkeit außerordentlich gefährdet. 

In einem langjährigen Gerichtsverfahren hat im Januar 2006 das Oberverwaltungsgericht in Sachsen nun entschieden, dass bei integrativer Förderung an einer Schule in Freier Trägerschaft keine Eingliederungshilfe für einen Integrationshelfer zu übernehmen ist. Begründet wird dies vor allem mit der Gleichwertigkeit von integrativer Schule und Förderschule. Dieses Urteil ist im Kontext der gesetzlichen Rahmenbedingungen in Sachsen zu sehen (z.B. Integration als KANN-Regelung). 

Hinzu kommt eine geplante Neufassung des Privatschulgesetzes in Sachsen, das in Kürze verabschiedet werden soll. 

Bisher galt die Integrationsverordnung nur für staatliche Schulen. Die Einschränkung der zieldifferenten Integration auf die Grundschule war damit für Schulen in Freier Trägerschaft nicht bindend. Das soll sich nun insofern ändern, dass eine staatliche Förderung für diese Schüler an Privatschulen zukünftig entfällt. Für eine zieldifferente Integration an einer privaten Mittelschule müssten die Eltern die Schulkosten von ca. 8.000 EURO pro Jahr nun selbst übernehmen.     

Beides zusammen genommen (keine Finanzierung der Integrationshelfer; keine staatlichen Zuschüsse mehr) kann möglicherweise das Aus für die zieldifferente Integration in Sachsen bedeuten.
� Zahlen aus dem laufenden Schuljahr liegen erst ab März 2006 vor. 


� In Sachsen Haupt- und Realschule. 
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